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Landesverordnung zur Neufassung der Landesverordnung zu 

Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende zur 

Bekämpfung des Coronavirus des Landes Schleswig-Holstein 

Vom 16. Mai 2020 

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28, 29, 30 Absatz 1 Satz 2 und 31 des 
Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587), verordnet die 
Landesregierung:  

Artikel 1  

Landesverordnung zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende 

zur Bekämpfung des Coronavirus des Landes Schleswig-Holstein  

§ 1 
Häusliche Quarantäne für Ein- und Rückreisende; Beobachtung 

(1) Personen, die auf dem Land-, See-, oder Luftweg aus einem Staat außerhalb der 
Staatengruppe nach Absatz 4 nach Schleswig-Holstein einreisen, sind verpflichtet, 
sich unverzüglich nach der Einreise auf direktem Weg in die eigene Häuslichkeit oder 
eine andere geeignete Unterkunft zu begeben und sich für einen Zeitraum von 14 
Tagen nach ihrer Einreise ständig dort abzusondern; dies gilt auch für Personen, die 
zunächst in ein anderes Land der Bundesrepublik Deutschland oder in einen anderen 
Staat der Staatengruppe nach Absatz 4 eingereist sind. Den in Absatz 1 Satz 1 
genannten Personen ist es in diesem Zeitraum nicht gestattet, Besuch von Personen 
zu empfangen, die nicht ihrem Hausstand angehören. 

(2) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind verpflichtet, unverzüglich die für 
sie zuständige kommunale Gesundheitsbehörde zu kontaktieren und auf das Vorliegen 
der Verpflichtungen nach Absatz 1 hinzuweisen. Die in Absatz 1 Satz 1 erfassten 
Personen sind ferner verpflichtet, beim Auftreten von Krankheitssymptomen die 
zuständige kommunale Gesundheitsbehörde hierüber unverzüglich zu informieren. 

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die von Absatz 1 Satz 1 erfassten 
Personen der Beobachtung durch die zuständige Gesundheitsbehörde. 

(4) Staatengruppe im Sinne der Absätze 1 bis 3 sind die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union sowie Island, das Fürstentum Liechtenstein, Norwegen, die 
Schweiz und das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland.  

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Personen, die aus einem Staat 
innerhalb der Staatengruppe nach Absatz 4 einreisen, der laut Veröffentlichung des 
Robert Koch-Instituts nach den statistischen Auswertungen und Veröffentlichungen 
des European Center for Disease Prevention and Control (ECDC) eine 
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Neuinfiziertenzahl im Verhältnis zur Bevölkerung von mehr als 50 Fällen pro 100 000 
Einwohner kumulativ in den letzten sieben Tagen aufweist. 

§ 2 

Tätigkeitsverbot 

Personen im Sinne von § 1 Absatz 1 Satz 1, die ihren Wohnsitz außerhalb Schleswig-
Holsteins haben, dürfen innerhalb des in § 1 Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitraums auf 
dem Gebiet des Landes keine berufliche Tätigkeit ausüben. 

§ 3  

Ausnahmen von der häuslichen Quarantäne 

(1) Von § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst sind Personen 

1.  Die, beruflich bedingt, grenzüberschreitende Personen, Waren und Güter auf der 
Straße, der Schiene, per Schiff oder per Flugzeug transportieren, 

2.  deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung 

a.  der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens, 

b.  der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 

c.  der Pflege diplomatischer und konsularischer Beziehungen, 

d.  der Funktionsfähigkeit des Rechtswesens, 

e.  der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung, Regierung und Verwaltung des 
Bundes, der Länder und der Kommunen, 

f.  der Funktionsfähigkeit der Organe der Europäischen Union und internationaler 
Organisationen 

zwingend notwendig ist; die zwingende Notwendigkeit ist durch den Dienstherrn 
oder Arbeitgeber zu prüfen und zu bescheinigen; 

3.  die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Luft-, 
Schiffs-, Bahn-, oder Busverkehrsunternehmen oder als Besatzung von 
Flugzeugen, Schiffen, Bahnen und Bussen außerhalb des Bundesgebiets 
aufgehalten haben.  

Im Übrigen kann die zuständige Behörde in begründeten Einzelfällen auf Antrag 
weitere Befreiungen erteilen. 

(2) § 1 gilt nicht für Personen, die zum Zweck einer mindestens dreiwöchigen 
Arbeitsaufnahme in das Bundesgebiet einreisen (Saisonarbeitskräfte), wenn am Ort 
ihrer Unterbringung und ihrer Tätigkeit in den ersten 14 Tagen nach ihrer Einreise 
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gruppenbezogen betriebliche Hygienemaßnahmen und Vorkehrungen zur 
Kontaktvermeidung außerhalb der Arbeitsgruppe ergriffen werden, die einer 
Absonderung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 vergleichbar sind, sowie das Verlassen der 
Unterbringung nur zur Ausübung ihrer Tätigkeit gestattet ist. Der Arbeitgeber zeigt die 
Arbeitsaufnahme vor ihrem Beginn bei der zuständigen Behörde an und dokumentiert 
die ergriffenen Maßnahmen nach Satz 1. Die zuständige Behörde hat die Einhaltung 
der Voraussetzungen nach Satz 1 zu überprüfen. 

(3) § 1 gilt nicht für Angehörige der Streitkräfte und Polizeivollzugsbeamte, die aus 
dem Einsatz und aus einsatzgleichen Verpflichtungen im Ausland zurückkehren. 

(4) § 1 gilt nicht für Personen, die aus Staaten einreisen, für welche aufgrund 
belastbarer epidemiologischer Erkenntnisse durch das Robert Koch-Institut festgestellt 
wurde, dass das dortige Infektionsgeschehen eine Ansteckungsgefahr für den 
Einzelnen als gering erscheinen lässt. 

(5) § 1 gilt nicht für Personen, die nur zur Durchreise in die Bundesrepublik 
Deutschland oder nach Schleswig-Holstein einreisen; diese haben das Gebiet des 
Landes auf unmittelbarem Weg zu verlassen. Die hierfür erforderliche Durchreise 
durch das Gebiet Schleswig-Holsteins ist gestattet. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nur, soweit die dort bezeichneten Personen keine 
Symptome aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert-Koch-Instituts hinweisen. 

§ 4 

Vollzug 

Für den Vollzug dieser Verordnung sind neben den örtlich zuständigen 
Gesundheitsämtern die örtlichen Ordnungsbehörden zuständig, wenn die 
Gesundheitsämter nicht rechtzeitig erreicht oder tätig werden können. Die 
Ordnungsbehörden haben in diesen Fällen die zuständigen Gesundheitsämter 
unverzüglich über getroffene Maßnahmen zu unterrichten. 

§ 5 

Bußgeldvorschrift 

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des 
Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1.  sich entgegen § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht absondert, 

2.  sich entgegen § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht auf direktem Weg in die eigene 
Häuslichkeit oder eine andere geeignete Unterkunft begibt, 

3.  entgegen § 1 Absatz 1 Satz 2 Besuch empfängt, 
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4.  entgegen § 1 Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 die zuständige Behörde nicht oder nicht 
rechtzeitig kontaktiert, 

5.  entgegen § 2 eine berufliche Tätigkeit ausübt, 

6.  entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Halbsatz 2 eine unrichtige Bescheinigung 
ausstellt, 

7.  entgegen § 3 Absatz 2 Satz 2 die zuständige Behörde nicht informiert, oder 

8.  entgegen § 3 Absatz 5 Satz 1 Halbsatz 2 das Land nicht auf unmittelbarem Weg 
verlässt. 

§ 6 

Weitergeltung des Infektionsschutzgesetzes 

Die Regelungen des Infektionsschutzgesetzes bleiben im Übrigen unberührt. 

Artikel 2 

Inkrafttreten; Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Verordnung zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende zur Bekämpfung 
des Coronavirus des Landes Schleswig-Holstein vom 9. April 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 
193) außer Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 15. Juni 2020 außer Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.  

Kiel, . Mai 2020 

Daniel Günther 

Ministerpräsident 
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Dr. Heiner Garg 

Minister für Soziales, Gesundheit, Jugend, 
Familie und Senioren 

 

 

 

 

Sabine Sütterlin-Waack 

Ministerin für Inneres, ländliche Räume, 
Integration und Gleichstellung 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Mit Hilfe zum Teil einschneidender Maßnahmen ist es Deutschland und den anderen 
Staaten der Europäischen Union bzw. des Schengen-Raumes gelungen, die Zahl der 
Neuinfektionen mit dem neuartigen Coronavirus (SARS-CoV-2) zu verringern. Da nach 
wie vor weder ein Impfstoff noch eine wirksame Therapie zur Verfügung stehen, be-
steht die Gefahr einer Verstärkung des Infektionsgeschehens mit erheblichen Folgen 
für Leben und Gesundheit der Bevölkerung und einer möglichen Überforderung des 
Gesundheitssystems unvermindert fort. Nach der Risikobewertung des Robert Koch-
Instituts handelt es sich weltweit und in Deutschland nach wie vor um eine sehr dyna-
mische und ernst zu nehmende Situation, die Gefährdung für die Gesundheit der Be-
völkerung in Deutschland wird nach wie vor insgesamt als hoch, für Risikogruppen als 
sehr hoch eingeschätzt.  

Oberstes Ziel ist es daher nach wie vor, die weitere Verbreitung des Virus so be-
herrschbar zu halten, dass eine Überlastung des Gesundheitssystems auch in Zukunft 
insgesamt vermieden wird und die medizinische Versorgung bundesweit sichergestellt 
bleibt. Erfahrungen anderer Staaten wie der USA, Italien, Frankreich oder Spanien mit 
rasch zunehmenden Infiziertenzahlen und einer sehr hohen Zahl schwerer Krankheits-
verläufe mit Bedarf an intensivmedizinischer Behandlung sind unbedingt zu vermeiden. 
Um dieses Ziel zu erreichen, bestehen bundesweit nach wie vor erhebliche Kontaktbe-
schränkungen und andere Einschränkungen des öffentlichen Lebens auch in elementa-
ren Bereichen wie Schulbesuch und Kinderbetreuung fort. Im Alltag sind umfassende 
Hygieneauflagen Pflicht, das öffentliche Leben ist trotz jüngster Lockerungen weit von 
der Normalität entfernt.  

Zur Absicherung des mit hohem Einsatz und erheblicher Belastung der Bevölkerung er-
reichten, zurzeit vergleichsweise überschaubaren Infektionsgeschehens in Deutschland 
muss zusätzlich zu den geltenden Einschränkungen im Inland sichergestellt werden, 
dass nicht durch Einreisen in die Bundesrepublik Deutschland neue Impulse für das in-
ländische Infektionsgeschehen geschaffen werden und - wie schon einmal zu Beginn 
der Epidemie - neue Infektionsherde durch Einreisen entstehen. Dies entspricht der 
Einschätzung des Europäischen Rates, der Einreisebeschränkungen in die EU vorläu-
fig bis zum 15. Juni 2020 beschlossen hat. Innerhalb der Europäischen Union werden 
die COVID19-bedingten Reisebeschränkungen auf der Grundlage gemeinsamer Be-
schlüsse nur stufenweise und in engen Absprachen benachbarter Staaten gelockert, 
zum Teil werden sogar Einreise-Quarantäne-Pflichten als Korrelat zur Lockerung von 
Ausgangsbeschränkungen neu eingeführt. Dass diese Vorsichtsmaßnahmen trotz des 
engen und vertrauensvollen Austauschs der Mitgliedsstaaten untereinander, eines ge-
meinsamen COVID19-Meldewesens, eines dem Grunde nach weitgehend vergleichba-
ren Instrumentenkastens zur Eindämmung der Pandemie im jeweiligen Land in einem 
gemeinsamen Risikoraum erforderlich sind, zeigt den nach wie vor bestehenden Ernst 
der Lage.  
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Da eine individuelle Überprüfung der im außereuropäischen Ausland geltenden COVID-
19-Präventionsmaßnahmen und deren Einhaltung einschließlich Vergleich mit den 
deutschen bzw. europäischen Standards sowie die Überprüfung weiterer Infektionsrisi-
ken auf den Reiserouten nicht möglich oder nicht mit verhältnismäßigem Aufwand leist-
bar ist, muss es in Bezug auf sog. Drittstaaten bei einer pauschalierenden und typisie-
renden Betrachtung bleiben. Aufgrund des nach wie vor dynamischen Infektionsge-
schehens können sich weltweit Staaten oder einzelne Regionen in kürzester Zeit und 
von außen nicht erkennbar zu Infektionsherden entwickeln. Eine zahlenbasierte und ak-
tuelle Nachverfolgung solcher Entwicklungen ist außerhalb der Europäischen Union 
und der Schengen-assoziierten Staaten nur bedingt möglich. Aus Gründen der Kontrol-
lierbarkeit und Praktikabilität ist daher eine pauschale 14tägige Anpassungsphase 
durch häusliche Absonderung für Einreisende aus Drittstaaten weiterhin notwendig, um 
die in Deutschland – und mit Blick auf die Lockerungen im EU-Raum auch in den ande-
ren EU-Staaten - bereits ergriffenen Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung des 
Coronavirus nicht zu gefährden. Hiermit wird die aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes folgende Schutzpflicht für Leben und körperliche Unversehrtheit zu-
gunsten der Bürgerinnen und Bürger im Rahmen des bestehenden Einschätzungsspiel-
raums wahrgenommen. Da die weltweite epidemische Gefahrenlage fortbesteht, die 
durch erhebliche Ungewissheiten und sich ständig weiterentwickelnde fachliche Er-
kenntnisse geprägt ist, ist diese Maßnahme vor dem Hintergrund einer potentiell tödlich 
verlaufenden Viruserkrankung auch nach einer neuen, aktuellen Lagebewertung im 
Hinblick auf Einreisende aus Drittstatten weiterhin angemessen. Vergleichbare Rege-
lungsansätze, die der Eindämmung der Coronavirus-Pandemie dienen, werden derzeit 
von einer Vielzahl von Staaten weltweit umgesetzt. 

B. Zur Begründung im Einzelnen 

Zu § 1 

Am 11. März 2020 wurde die Ausbreitung des Coronavirus von der Weltgesundheitsor-
ganisation WHO zur Pandemie erklärt. Auch laut Einschätzung des Robert Koch-Insti-
tuts gibt es in einer erheblichen Anzahl von Staaten Ausbrüche mit zum Teil sehr gro-
ßen Fallzahlen; von anderen Staaten sind die genauen Fallzahlen nicht bekannt. Je-
denfalls sind nach Angaben der Weltgesundheitsorganisation (WHO) mittlerweile 215 
Staaten von einem Ausbruch des Coronavirus betroffen (Stand: 13. Mai 2020). Ein 
Übertragungsrisiko besteht angesichts des hochdynamischen, exponentiell verlaufen-
den Infektionsgeschehens in einer unübersehbaren Anzahl von Regionen weltweit.  

Während in einigen Regionen der Welt die Infektionszahlen weiter steigen, zeigt sich, 
dass die in Europa ergriffenen, weitreichenden Maßnahmen Wirkung entfalten und die 
Infektionszahlen stetig sinken. Zwischen den EU-Mitgliedstaaten, den Schengen-asso-
ziierten Staaten (Island, dem Fürstentum Liechtenstein, Norwegen, Schweiz) sowie 
dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland besteht ein regelmäßi-
ger Informationsfluss zu den ergriffenen Maßnahmen. Somit liegen detaillierte Erkennt-
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nisse über das Infektionsgeschehen in diesen Staaten vor, die eine auf Tatsachen ba-
sierende Beurteilung der Ansteckungswahrscheinlichkeit ermöglichen. Aufgrund des 
dortigen, verlangsamten Infektionsgeschehens ist die Anordnung einer häuslichen Qua-
rantäne bei Personen aus dem EU- und Schengenraum nicht mehr erforderlich.  

Eine vergleichbare Erkenntnislage ist in Bezug auf Drittstaaten nicht gegeben, da ein 
entsprechender institutionalisierter Informationsaustausch nicht erfolgt. Von einigen 
Staaten sind sehr gravierende Ausbruchsgeschehen bekannt. Allerdings können die er-
griffenen Maßnahmen nicht verlässlich beurteilt werden. Bei anderen Staaten fehlt es 
schon an belastbaren Erkenntnissen über die epidemiologische Lage. Deshalb liegt vor 
dem Hintergrund der weltweiten Pandemie für Einreisende aus diesen Staaten nahe, 
dass sie Krankheitserreger aufgenommen haben und sich deshalb absondern müssen, 
um die Schaffung neuer Infektionsherde zu verhindern.  

Die möglicherweise eintretenden Schäden durch eine Einreise aus Drittstaaten ohne 
anschließende Absonderung können folgenschwer und gravierend sein. Zur Vermei-
dung eines erneuten Anstiegs der Infektionszahlen in der Bundesrepublik durch eine 
unkontrollierte und ungesteuerte Einreise sich bis dato in Drittstaaten befindlicher, an-
steckungsverdächtiger Personen, müssen diese Ein- und Rückreisende für 14 Tage ab-
gesondert werden. 

Zu Absatz 1 

Satz 1  

Ein- und Rückreisende aus Drittstaaten – egal ob über den Luft-, Land-, oder Seeweg - 
sind nach § 30 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes verpflichtet, sich abzu-
sondern. Oberstes Ziel ist es, die weitere Verbreitung des Virus zu verlangsamen, um 
eine Überlastung des Gesundheitssystems insgesamt zu vermeiden und die medizini-
sche Versorgung bundesweit sicherzustellen. Um dieses Ziel zu erreichen, bedarf es 
einer Absonderung der in die Bundesrepublik Deutschland Ein- und Rückreisender aus 
Drittstaaten, da eine hinreichende Wahrscheinlichkeit eines Kontakts mit dem Krank-
heitserreger besteht, die Schutzmaßnahmen zur Eindämmung der Verbreitung des 
Coronavirus erforderlich machen. Gemessen am Gefährdungsgrad des hochanste-
ckenden Coronavirus, das bei einer Infektion zu einer tödlich verlaufenden Erkrankung 
führen kann, genügt daher bereits die vergleichsweise geringe Wahrscheinlichkeit ei-
nes infektionsrelevanten Kontakts (vgl. BVerwG, Urt. v. 22. März 2012 – 3 C 16/16 –, 
juris Rn. 32).  

Nach § 2 Nummer 1 des Infektionsschutzgesetzes ist eine Person ansteckungsver-
dächtig, von der anzunehmen ist, dass sie Krankheitserreger aufgenommen hat, ohne 
krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider zu sein. Aufgrund der Vielzahl von Infek-
tionen weltweit, der Tatsache, dass ein Übertragungsrisiko in einer unübersehbaren 
Anzahl von Regionen besteht, des dynamischen Charakters des Virus und der damit 
verbundenen Ungewissheit hinsichtlich konkreter Infektionsgeschehen, besteht eine 
gegenüber dem Inland deutlich erhöhte Wahrscheinlichkeit, dass eine Person, die aus 
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einem Drittstaat in das Bundesgebiet einreist, Krankheitserreger aufgenommen hat. 
Der Verordnungsgeber ist vorliegend aus der grundrechtlichen Schutzpflicht aus Artikel 
2 Absatz 2 Satz 1 GG für Leben und körperliche Unversehrtheit verpflichtet, Maßnah-
men zum Schutz dieses Rechtsguts zu ergreifen. Hierbei kommt ihm angesichts der 
nach wie vor ungewissen und sich dynamisch verändernden Gefahrenlage ein weiter 
Einschätzungs-, Wertungs- und Gestaltungsspielraum zu. Hierbei ist zu berücksichti-
gen, dass den zuständigen inländischen Behörden eine hinreichend valide und sichere 
Beurteilung der Umstände eines Aufenthalts im außereuropäischen Ausland einschließ-
lich einer unter Umständen längeren und aufwändigeren Reise in Anbetracht der Viel-
gestaltigkeit der potentiell zu beurteilenden Lebenssachverhalte im Wesentlichen an-
hand der Angaben eines Betroffenen mit vertretbarem Aufwand in der Regel nicht mög-
lich ist. Schon die Rückverfolgung von Infektionsketten im Inland zeigt, wie schwierig 
eine vollständige Erfassung aller relevanten Umstände ist. Sollte dies für einen auslän-
dischen Staat aufgrund belastbarer epidemiologischer Erkenntnisse anders und eine 
individuelle Ansteckungswahrscheinlichkeit als gering einzuschätzen sein, greift der 
Ausnahmetatbestand nach Absatz 4.  

Eine Absonderung in der eigenen Häuslichkeit oder einer anderen geeigneten Unter-
kunft ist gemäß § 30 Absatz 1, Absatz 2 des Infektionsschutzgesetzes in diesen Fällen 
geeignet und erforderlich.  

Ein ungeregelter Aufenthalt nach Einreise von Personen, bei denen nicht gewährleistet 
ist, dass sie während ihres Auslandsaufenthalts und während ihrer Reise denselben 
strengen Beschränkungen unterlagen, die in der Bundesrepublik Deutschland, den an-
deren Mitgliedstaaten der Europäischen Union, Island, Norwegen, dem Fürstentum 
Liechtenstein, der Schweiz oder im Vereinigten Königreich von Großbritannien und 
Nordirland (Staatengruppe nach Absatz 4) gelten, muss verhindert werden. 

Im internationalen Reiseverkehr kommt es in aller Regel zu einer Bündelung von Rei-
senden, wobei Personen aus unterschiedlichsten Orten und über unterschiedlichste 
Wege aufeinandertreffen. Bereits die WHO geht mit Blick auf die Flugreise unter Be-
rücksichtigung der weltweiten Ausbreitung von COVID-19 und der Tatsache, dass un-
terschiedliche Menschen mit sowohl individuell als auch regional unterschiedlichem In-
fektionsrisiko zusammenkommen, davon aus, dass sich jeweils auch Personen mit sehr 
hohem Ansteckungsrisiko an Bord des Flugzeuges befinden. Eine Übertragung kann – 
insbesondere unter der Berücksichtigung der Vielzahl von Personen mit keinen oder 
wenigen Symptomen – somit nicht ausgeschlossen werden. Diese Einschätzung lässt 
sich auch auf den Bahn-, Bus- und Schiffverkehr erstrecken. 

Letztlich ist aber auch bei einer sicheren Einreise der Schutz für die Bevölkerung der 
Bundesrepublik nicht ausreichend gewährleistet. Schließlich ist nicht überprüfbar, ob 
sich die einreisende Person im Vorfeld an einem Ort aufgehalten hat, an dem ähnlich 
weitreichende Maßnahmen wie in Deutschland gelten, und ob das in der einreisenden 
Person bestehende Infektionsrisiko somit mit dem in der Bundesrepublik bestehenden 
Infektionsrisiko vergleichbar ist. 
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Um eine weitere Ausbreitung von COVID-19 in der Bundesrepublik einzudämmen, ist 
die Anordnung einer an die Einreise anschließenden Quarantäne verhältnismäßig. Da-
bei ist zu berücksichtigen, dass die aktuelle Pandemielage in vergleichbarer Weise 
noch nie aufgetreten ist, so dass eine Prognose der weiteren Entwicklung wie auch ein 
Rückgriff auf Erfahrungswerte nicht möglich ist. Es handelt sich vorliegend um eine 
Krankheit, welche welt-, bundes- und landesweit auftritt und sich sehr schnell ausbrei-
tet. Es liegt eine dynamische und ernst zu nehmende Situation vor, insbesondere da 
bei einem Teil der Fälle die Krankheitsverläufe schwer sind und es auch zu tödlichen 
Krankheitsverläufen kommt. In Anbetracht der Dringlichkeit, eine Bekämpfungsstrategie 
zu entwickeln, bleibt derzeit weder Zeit noch eine tatsächliche Möglichkeit zu einer vor-
herigen gründlichen Evaluation der Wirksamkeit der bisher eingesetzten Mittel. Folge 
dessen ist ein weitreichender Einschätzungsspielraum, auch in Anbetracht der zu 
schützenden hochwertigen Individualrechtsgüter Gesundheit und Leben sowie der 
Funktionsfähigkeit des Gesundheitssystems als solchem. 

Die in Satz 1 genannten Personen sind verpflichtet, sich unverzüglich nach der Einreise 
auf direktem Weg in ihre eigene Häuslichkeit oder eine andere geeignete Unterkunft zu 
begeben und sich für einen Zeitraum von 14 Tagen nach ihrer Einreise ständig dort ab-
zusondern. 

Die eigene Häuslichkeit ist die Meldeadresse des Erst- oder Zweitwohnsitzes. Soweit 
die einreisende Person in der Bundesrepublik nicht gemeldet ist, hat sie sich in eine an-
dere geeignete Unterkunft zu begeben. Es muss sich hierbei um eine feste Anschrift 
handeln, die gezielt aufgesucht werden kann und in der es möglich und durchsetzbar 
ist, sich für 14 Tage aufzuhalten. Für Asylsuchende kann diese Unterkunft auch in der 
zuständigen Aufnahmeeinrichtung liegen. Für Spätaussiedler ist dies grundsätzlich der 
Ort, in dem sie nach Verteilung aufgenommen werden. 

Satz 2 

Den in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen ist es in der Zeit der Absonderung nicht 
gestattet, Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem Hausstand angehören. 
Der Empfang von Besuch würde dem Sinn und Zweck der Absonderung und dem Ziel, 
die Verbreitung des Coronavirus zu verlangsamen, zuwiderlaufen. Unter einem Besuch 
wird hierbei nicht der Aufenthalt in der Häuslichkeit oder Unterkunft von Personen ver-
standen, die diese aus triftigen Gründen betreten müssen. Solch ein triftiger Grund liegt 
beispielsweise in der Pflege einer im Haushalt lebenden Person. 

Zu Absatz 2 

Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen haben die für sie zuständige Behörde, in 
aller Regel das Gesundheitsamt am Wohnort oder der Unterkunft, unverzüglich über 
das Vorliegen der Verpflichtungen in Absatz 1 zu informieren. Eine Kontaktaufnahme 
kann schriftlich oder mündlich, insbesondere per E-Mail oder Telefon erfolgen. Soweit 
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das zuständige Gesundheitsamt nicht am Tag der Anordnung erreicht werden konnte, 
hat ein weiterer Versuch der Kontaktaufnahme an den darauffolgenden Tagen zu erfol-
gen, solange, bis das zuständige Gesundheitsamt erreicht werden konnte. Das Verlas-
sen der eigenen Häuslichkeit oder Unterkunft ist während dieser Zeit nicht gestattet. 
Werden Krankheitssymptome festgestellt, so muss die zuständige Behörde auch hier-
über unverzüglich in Kenntnis gesetzt werden. Die zuständige Behörde entscheidet so-
dann über das weitere Verfahren und übernimmt insbesondere die Überwachung der 
abgesonderten Person für die Zeit der Absonderung. 

Zu Absatz 4 

Die Staatengruppe umfasst nach der Definition in Absatz 4 die Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union, Island, Norwegen, das Fürstentum Liechtenstein, die Schweiz und 
das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland. 

Zu § 2 

Um die weitere Verbreitung von COVID-19 zu verlangsamen, ist erforderlich, dass auch 
im Verkehr über die Landesgrenzen hinweg sichergestellt ist, dass die Verbreitung des 
Coronavirus möglichst eingedämmt wird. Hierfür ist es erforderlich, dass auch Perso-
nen, die außerhalb der Landesgrenzen wohnen, nicht zur Weiterverbreitung des Virus 
im Gebiet Schleswig-Holsteins beitragen können, auch wenn für sie in ihrem Bundes-
land keine Absonderung vergleichbar der Regelung in § 1 Absatz 1 Satz 1 verordnet 
ist, obwohl sie aus einem Drittstaat in das Bundesgebiet eingereist sind. Deshalb dür-
fen Personen, die dem Anwendungsbereich des § 1 Absatz 1 Satz 1 unterfallen, aber in 
einem anderen Bundesland wohnen, innerhalb von 14 Tagen nach ihrer Einreise keine 
Tätigkeit im Gebiet Schleswig-Holsteins ausüben. 

Zu § 3 

Zu Absatz 1 

Zur Wahrung der Verhältnismäßigkeit und unter Berücksichtigung öffentlicher Interes-
sen bedarf es Ausnahmen von der Quarantäneverpflichtung, die vorliegend nur anhand 
von Typisierungen vorgenommen werden können. Es handelt sich um für das Funktio-
nieren des Gemeinwesens zwingende Ausnahmen. Auch hier ist der Gesetzgeber be-
fugt, zu generalisieren und zu typisieren; damit ggf. im Einzelfall verbundene Härten 
sind auch nach dem Maßstab des allgemeinen Gleichheitssatzes hinzunehmen. 

Nummer 1 

Von § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst sind Personen, die beruflich bedingt grenzüber-
schreitend Personen, Waren und Güter auf der Straße, der Schiene, per Schiff oder per 
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Flugzeug transportieren und demzufolge nach Deutschland ein- oder ausreisen. Die 
Tätigkeit sämtlicher Personen, die die Bundesrepublik mit Waren für den täglichen Le-
bensbedarf, zur Aufrechterhaltung des Gesundheitswesens, also insbesondere Le-
bensmittel, Getränke und Haushaltswaren, sowie jegliche Art von Medizinprodukten be-
liefern, sind jedenfalls hiervon umfasst. 

Nummer 2 

Ebenfalls nicht erfasst sind Personen, deren Tätigkeit zur Aufrechterhaltung der Funkti-
onsfähigkeit des Gesundheitswesens (inklusive der Pflege), der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung, der Pflege diplomatischer und konsularischer Beziehungen, der Funkti-
onsfähigkeit des Rechtswesens und von Volksvertretung, Regierung und Verwaltung 
des Bundes, der Länder und der Kommunen sowie der Funktionsfähigkeit der Organe 
der Europäischen Union und internationaler Organisationen zwingend notwendig ist, 
wobei die zwingende Notwendigkeit durch den Dienstherrn oder Arbeitgeber zu prüfen 
und zu bescheinigen ist. Die entsprechende Bescheinigung hat die betroffene Person 
bei sich zu tragen, um die für ihn geltende Ausnahme im Falle der Kontrolle glaubhaft 
machen zu können. Hiervon sind insbesondere Angehörige des Polizeivollzugsdienstes 
und der Feuerwehr sowie des Rettungsdienstes, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Gesundheitsdienstes, Ärztinnen und Ärzte sowie Pflegerinnen und Pfleger, Richterin-
nen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte sowie Bedienstete des Justiz- und Maßregelvollzugs erfasst. 

Nummer 3 

Auch Personen, die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
von Luft-, Schiffs-, Bahn-, oder Busverkehrsunternehmen oder als Besatzung von Flug-
zeugen, Schiffen, Bahnen und Bussen im Ausland aufgehalten haben, werden von § 1 
Absatz 1 nicht erfasst. Gleiches gilt für Flugbegleiterinnen und Flugbegleiter nach § 4a 
des Bundespolizeigesetzes und für sogenannte Personenbegleiter Luft. Dies ist erfor-
derlich zur Aufrechterhaltung systemrelevanter Infrastruktur für das Gemeinwesen.  

Über die in Nummern 1 bis 3 genannten Ausnahmen hinausgehende Ausnahmen kann 
die zuständige Behörde auf Antrag im begründeten Einzelfall treffen. Solche Ausnah-
men sind insbesondere dann zuzulassen, wenn ein triftiger beruflicher oder persönli-
cher Grund vorliegt. Ein solcher liegt insbesondere vor bei geteiltem Sorgerecht, dem 
Besuch des Lebenspartners oder dem Beistand bzw. der Pflege schutzbedürftiger Per-
sonen. 
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Zu Absatz 2 

Saisonarbeitskräfte unterfallen nicht der Absonderungspflicht nach § 1 Absatz 1, wenn 
der Gesundheitsschutz im Betrieb und in der Unterkunft sichergestellt ist. Hierzu zählt, 
dass neu angekommene Saisonarbeitskräfte in den ersten 14 Tagen nach ihrer Ein-
reise strikt getrennt von den sonstigen Beschäftigten arbeiten und untergebracht sein 
müssen. Es sind also möglichst kleine Arbeitsgruppen zu bilden (5-10 Personen); inner-
halb der ersten 14 Tage darf ein Kontakt ausschließlich innerhalb dieser Gruppe statt-
finden. Ein Verlassen der Unterkunft ist nur zur Ausübung der Tätigkeit gestattet. Fer-
ner darf auch in der Freizeit kein Kontakt zu den sonstigen Beschäftigten des Betriebes 
stattfinden. Bei einer gruppenbezogenen Unterbringung ist höchstens die Hälfte der üb-
lichen Belegung zulässig. 

Es sind strenge Hygienemaßnahmen einzuhalten – diese betreffen etwa die Einhaltung 
eines Mindestabstandes von 2 Metern oder die Verwendung von persönlicher Schutz-
ausrüstung während der Tätigkeit sowie die ausreichende Ausstattung des jeweiligen 
Betriebs mit Hygieneartikeln wie Desinfektionsmitteln und Seife. 

Die Einhaltung dieser oder vergleichbarer strenger Maßnahmen zur Kontaktvermeidung 
und Sicherstellung von Hygiene rechtfertigen die Ausnahme von der Absonderungs-
pflicht nach § 1 Absatz 1. Es ist sichergestellt, dass in den ersten 14 Tagen nach Ein-
reise kein Kontakt zu Menschen außerhalb der eigenen Arbeitsgruppe stattfindet. Hier-
durch ist das Infektionsrisiko auf diejenigen beschränkt, mit denen auch bereits die ge-
meinsame Einreise stattgefunden hat. Ein Infektionsrisiko für Dritte und damit eine Aus-
weitung des Ansteckungsrisikos besteht somit nicht. 

Die Arbeitgeber haben die zuständige (Gesundheits-)Behörde über die Aufnahme der 
Saisonarbeit zu informieren und die getroffenen Hygiene- und sonstigen Maßnahmen 
zu dokumentieren. Ein Unterlassen der Information der Behörde ist bußgeldbewehrt. 

Zu Absatz 3 

Die Verpflichtungen nach § 1 gelten nicht für Angehörige der Streitkräfte und Polizei-
vollzugsbeamte, die aus dem Einsatz und aus einsatzgleichen Verpflichtungen im Aus-
land zurückkehren. Für Streitkräfte, die aus dem Auslandseinsatz zurückkehren, gelten 
die speziellen Dienstvorschriften zur Umsetzung der Erfordernisse des Infektions-
schutzgesetzes des Bundesministeriums der Verteidigung (BMVg). Diese Vorschriften 
sehen dem Wirkungsgehalt des Infektionsschutzgesetzes entsprechende Maßnahmen 
vor. So gelten spezielle Schutzmaßnahmen für alle im Einsatzgebiet Tätige, eine Teil-
nahme am öffentlichen Leben ist in der Regel ausgeschlossen und selbst Transport er-
folgt gegenwärtig über Charterflugzeuge. 

Polizeivollzugsbeamte, die aus einem Einsatz oder einer einsatzgleichen Verpflichtung 
aus dem Ausland zurückkehren, sind den Streitkräften gleichzusetzen, da entspre-
chende Vorschriften auch für diese gelten und die Streitkräfte und Polizeivollzugsbeam-
ten in aller Regel über denselben Mandatsträger im selben Einsatzgebiet tätig werden, 
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in derselben Unterbringung hausen und somit auch denselben Schutzmaßnahmen un-
terworfen sind. 

Zu Absatz 4  

Absatz 4 regelt Ausnahmen für Einreisende aus bestimmten Staaten. Erfasst sind Staa-
ten, in denen das Infektionsgeschehen so moderat ist, dass eine Ansteckungsgefahr für 
den Einzelnen gering ist. Maßgeblich ist hierfür eine entsprechende Feststellung des 
Robert Koch-Instituts. Dies erfolgt unter Berücksichtigung sämtlicher verfügbarer und 
geeigneter Erkenntnisquellen (z.B. Daten und Erkenntnissen des European Centre for 
Disease Prevention and Control - ECDC). Derartige Feststellungen des Robert Koch-
Instituts werden den Ländern und der Öffentlichkeit auf geeignete Weise bekannt ge-
macht.  

Für Einreisende aus diesen Staaten ist die Ansteckungsgefahr bei ihrem Auslandsauf-
enthalt so gering gewesen, dass eine pauschale Einordnung aller Eireisenden als An-
steckungsverdächtige nicht gerechtfertigt werden kann. Dies gilt nur für Personen, die 
keine Symptome für eine Erkrankung mit COVID-19 aufweisen, da es anderenfalls 
selbst bei geringem Infektionsgeschehen in diesem Staat wiederum hinreichend wahr-
scheinlich ist, dass die Person sich infiziert hat.  

Zu Absatz 5  

Personen, die nur zur Durchreise in die Bundesrepublik Deutschland oder nach Schles-
wig-Holstein einreisen, werden ebenfalls nicht von § 1 Absatz 1 Satz 1 erfasst. Diese 
Personen sind dann allerdings verpflichtet, das Gebiet Schleswig-Holsteins auf unmit-
telbarem Weg zu verlassen, wobei die hierfür erforderliche Durchreise gestattet ist. 

Zu Absatz 6  

Für sämtliche von den Ausnahmen der Absätze 1 bis 5 erfassten Personen ist erforder-
lich, dass sie keine Symptome aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 hin-
weisen. 

Besteht ein Symptom, wie z.B. Husten, das zwar grundsätzlich als Krankheitssymptom 
für COVID-19 eingestuft wird, dieser Husten aber aufgrund einer Asthma-Erkrankung 
besteht, schließt dieses Symptom die Ausnahmeerfassung nicht aus. 

Zu § 4 

Die Verpflichtungen aus dieser Verordnung gelten unmittelbar. Soweit die Anordnungen 
vollzogen werden, sind neben den örtlich zuständigen Gesundheitsämtern die örtlichen 



 
15 

 

 

Ordnungsbehörden zuständig, wenn die Gesundheitsämter nicht rechtzeitig erreicht o-
der tätig werden können. Die Ordnungsbehörden haben in diesen Fällen die zuständi-
gen Gesundheitsämter unverzüglich über getroffene Maßnahmen zu unterrichten. 

Zu § 5 

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzgeset-
zes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den in § 1 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2, Ab-
satz 2 Satz 1 und Satz 2, § 2, § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Halbsatz 2, Absatz 2 Satz 
2 und Absatz 5 Satz 1 Halbsatz 2 enthaltenen Verpflichtungen zuwiderhandelt. 

Zu § 6 

Die §§ 30, 31 des Infektionsschutzgesetzes bleiben im Übrigen unberührt. Dies stellt 
klar, dass beispielsweise eine zeitlich nach dieser Quarantäneverordnung aufgrund von 
Erkrankung erlassene individuelle Quarantäneanordnung neben der bisher bestehen-
den Absonderungsverpflichtung ergehen kann. 

Zu § 7 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft und ersetzt die Verord-
nung zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende zur Bekämpfung des 
Coronavirus des Landes Schleswig-Holstein vom 9. April 2020.  

Sie ist parallel zur Corona-Bekämpfungsverordnung bis zum 7. Juni 2020 befristet, um 
eine zeitnahe Überprüfung ihrer fortwährenden Erforderlichkeit anhand der Entwicklung 
der Infektionslage zu gewährleisten. 

 


